
 
Allgemeinverfügung 

Stadt Geestland 
 

für Reiserückkehrer aus Risikogebieten und besonders von der Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 betroffenen Gebieten 

 
zur Beschränkung des Besuchs von Schulen, Kindertageseinrichtungen, Kinderta-

gespflegestellen und stationären Einrichtungen der Pflege- und Eingliederungs-
hilfe und allgemeinen öffentlichen Einrichtungen 

 
und  

 
Maßnahmen nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG im Umgang mit Veranstaltungen 

 
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch 
in Deutschland gibt es mittlerweile eine Reihe von Fällen, meist in Verbindung mit Reisen 
in Risikogebiete und aus besonders betroffenen Regionen. Die Erkrankung COVID-19 ver-
läuft in den meisten Fällen als grippaler Infekt und ist von einem Schnupfen oder einer 
echten Grippe (Influenza) klinisch nicht zu unterscheiden.  
 
 
Gemäß § 11 Niedersächsisches Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (NPOG) wird 
damit unter Zugrundlegung der Empfehlungen des Niedersächsischen Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung sowie des Robert Koch-Instituts (RKI) folgende 
Allgemeinverfügung erlassen:   
 
 

1. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage in einem Risikogebiet oder einem 
besonders betroffenen Gebiet entsprechend der jeweils aktuellen Festlegung durch 
das Robert Koch-Institut (RKI) aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum von 
14 Tagen seit Rückkehr aus dem Risikogebiet oder des besonders betroffenen Ge-
biets folgende Einrichtungen nicht betreten:   
 
a) Einrichtungen nach § 33 Nr. 1 bis 4 IfSG (Kindertageseinrichtungen und Kinder-
horte, erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen, Schulen, Tagesbildungsstätten 
nach §§ 162 ff NSchG und Heime, in denen überwiegende minderjährige Personen 
betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (statio-
näre und teilstationäre Erziehungshilfe),   
 
b) Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Nr. 1 und Nr. 3 bis 5 IfSG (Krankenhäuser, 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen,  
Tageskliniken), ausgenommen von dem Betretungsverbot sind behandlungsbe-
dürftige Personen,   
 
c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe wie Heime für 
ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen oder Menschen mit Behinderungen 
nach § 2 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über unterstützende Wohnfor-
men (NuWG), stationäre Einrichtungen der Hilfen zur Überwindung besonderer so-
zialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff SGB XII sowie Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen, andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX, Tagesförderstätten, 



Tagesstätte für Menschen mit seelischen Behinderungen, ausgenommen von dem 
Betretungsverbot sind behandlungsbedürftige und betreuungsbedürftige Perso-
nen, und   
 
d) Berufsschulen und Hochschulen,   
 
e) Landesbildungszentren mit allen ihren Angeboten, sowie  
 
f) alle öffentlichen Einrichtungen der Stadt Geestland.  
  
 

2. Ausreichend ist, dass die entsprechende Festlegung der Gebiete durch das RKI 
innerhalb der 14-Tages-Frist erfolgt.   
 
Die Risikogebiete und besonders betroffene Gebiete sind unter  
www.rki.de/ncov-risikogebiete  tagesaktuell abrufbar.   
 
Als Aufenthalt nach Satz 1 gilt nicht ein nur kurzzeitiger Kontakt zum Beispiel im 
Rahmen eines Tankvorgangs, einer üblichen Kaffeepause oder eines Toiletten-
gangs.  
 
 

3. Wenn eine nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat derjenige für 
die Einhaltung der diese Person treffende Verpflichtung zu sorgen, dem die Sorge 
für diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft Betreuerinnen oder Be-
treuer einer von der Verpflichtung nach Ziffer 1 betroffenen Person, soweit die Er-
füllung dieser Verpflichtungen zu deren Aufgabenkreis gehört. Sie sind unter Be-
rücksichtigung der Voraussetzungen in Ziffer 1 verpflichtet, keine Betreuungsange-
bote von Kindertageseinrichtung, Kindertagespflegestelle oder Heimen in An-
spruch zu nehmen.   
 
 

4. Erhalten die Träger oder die mit den Leitungsaufgaben in den jeweiligen Einrich-
tungen beauftragten Personen der in Ziffer 1 benannten Einrichtungen Kenntnis 
davon, dass die Voraussetzung nach Ziffer 1 vorliegt, dürfen die betreffenden Per-
sonen für einen Zeitraum von 14 Tagen seit Rückkehr aus dem Risikogebiet oder 
des besonders betroffenen Gebiets nicht betreut oder beschäftigt werden.   
 

5. Des Weiteren gilt der Runderlass des Niedersächsischen Ministeriums für Sozia-
les, Gesundheit und Gleichstellung vom 09.03.2020, AZ: 401.41609-11-3, mit den 
Ergänzungen vom 11.03.2020 uneingeschränkt auch in der Stadt Geestland.
  
 

6. Die Anordnung gilt sofort ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung. 
 
 

7. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie die des § 49a i. V. m. 
§ 17 NPOG wird hingewiesen. 

 
 
 
 
 



 
Begründung: 
 
Zu Ziffer 1:   
Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten oder von der Ausbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 besonders betroffenen Gebieten wird für den durch die Inkubationszeit defi-
nierten Zeitraum von 14 Tagen nach Ankunft aus einem der fraglichen Gebiete das Betre-
ten der in den Buchstabgen a) bis d) definierten Einrichtungen verboten. Die Maßnahme 
dient dazu, die Ausbreitung des neuen Erregers einzudämmen sowie den Schutz vul-
nerabler Personengruppen sicherzustellen. Darüber hinaus tragen die Maßnahmen für die 
erfassten medizinischen Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der Versorgungskapa-
zitäten bei.   
  
Zu Buchstabe a)  
Nach den bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder nicht schwer an COVID-19. Sie kön-
nen aber ebenso wie Erwachsene, ohne Symptome zu zeigen, Überträger des Coronavi-
rus SARS-CoV-2 sein. Kinder und Jugendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. 
Dabei ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, weil kindliches Spiel in den 
frühkindlichen Einrichtungen regelmäßig einen spontanen engen körperlichen Kontakt der 
Kinder untereinander mit sich bringt. Das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten ist zu-
dem abhängig vom Alter und der Möglichkeit zur Übernahme von (Eigen-)Verantwortung 
und bedarf daher bei Kindern noch einer entwicklungsangemessenen Unterstützung durch 
Erwachsene. Diese Unterstützung kann in den Einrichtungen mit einer Vielzahl an betreu-
ten Kindern seitens der Aufsichtspersonen nicht immer ununterbrochen sichergestellt wer-
den. Vielmehr sehen die Räume in den Einrichtungen in aller Regel Rückzugsmöglichkei-
ten vor. Daher kann schon räumlich eine lückenlose Überwachung nicht immer gewähr-
leistet werden. Damit steigt die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung 
verbreiten und diese nach Hause in die Familien getragen werden. Aus diesen Gründen 
ist nach Abwägung aller Umstände eine allgemeingültige Anordnung erforderlich, um die 
Verbreitung der Infektion in Gemeinschaftseinrichtungen, in denen überwiegend Minder-
jährige betreut werden, zu unterbinden. Diese Anordnung betrifft die Kindertagespflege 
auch dann, wenn nur ein Kind betreut wird. Denn auch dann ist eine Übertragung auf 
weitere Kinder nicht ausgeschlossen.  
  
Zu Buchstabe b)  
In den stationären medizinischen Einrichtungen werden vielfach Personen betreut, die 
durch eine Infektion mit dem neuen Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich 
gefährdet wären. Zum Schutz dieser besonders vulnerablen Personengruppen stellt die 
Beschränkung des Zugangs für Reiserückkehrern aus Risikogebieten oder besonders be-
troffenen Gebieten eine geeignete und erforderliche Schutzmaßnahme dar. Neben der 
Vermeidung von Einträgen des Erregers wird auch die medizinische Versorgung unter-
stützt. Die Erkrankung des betreuenden und medizinischen Personals wird verringert.  
 
Zu Buchstabe c)  
Hier gelten entsprechend die Überlegungen wie zu Buchstabe b).  
 
Zu Buchstabe d)  
Viele Studierende sowie Beschäftigte in Hochschulen weisen eine überdurchschnittliche 
Reisetätigkeit auf. Dies umfasst insbesondere auch Aufenthalte in Risiko- oder besonders 
betroffenen Gebieten.  
Risikogebiete und besonders betroffene Gebiete sind Gebiete, in denen eine fortgesetzte 
Übertragung von Mensch zu Mensch vermutet werden kann. Um dies festzulegen, ver-
wendet das RKI verschiedene Indikatoren (u.a. Erkrankungshäufigkeit, Dynamik der Fall-
zahlen). In den durch das RKI festgestellten Risikogebieten und besonders betroffenen 



Gebieten besteht eine allgemein wesentlich erhöhte Infektionsgefahr, sodass Personen, 
die sich dort aufhielten, als ansteckungsverdächtig anzusehen sind. Es ist auf die aktuelle 
Einstufung abzustellen. Es kommt nicht darauf an, dass diese Einschätzung bereits zum 
Zeitpunkt des Aufenthalts im Sinne der Ziffer 1 in dem Gebiet vom RKI festgestellt wurde. 
  
Der Ansteckungsverdacht besteht, wenn die Person dort mindestens einen 15-minütigen 
Kontakt zu einer anderen Person im Abstand von weniger als 75 cm hatte. Dieses Krite-
rium grenzt deshalb den Aufenthalt von der bloßen Durchreise ab.   
 
Kein Aufenthalt im Sinne der Ziffer 1 dieser Verfügung wird in der Regel bei einem bloßen 
Toilettengang, einem Tankvorgang oder einer üblichen Kaffeepause gegeben sein.  
 
Zu Ziffer 2:   
Entsprechend Ziffer 1 dürfen die Personensorgeberechtigten die betreffenden Kinder nicht 
in die Einrichtungen bringen und das Recht auf Betreuung gegenüber dem Träger oder 
der Tagespflegeperson geltend machen. Der Rechtsanspruch auf Betreuung nach § 24 
SGB VIII ist insoweit eingeschränkt.  
 
Zu Ziffer 3:   
Es ist ausdrücklich keine Aufgabe der Träger bzw. des eingesetzten Personals bzw. der 
Tagespflegeperson, gezielt durch Nachfragen zu erforschen, ob Kinder sich in einem Ri-
sikogebiet aufgehalten haben. Nur dann, wenn eine positive Kenntnis darüber besteht, 
dürfen diese Schülerinnen und Schüler sowie Kinder nicht mehr betreut werden.  
 
Zu Ziffer 4:   
Die Anordnung tritt sofort in Kraft. Sie ist nicht befristet. Bei entsprechender erneuter Risi-
koeinschätzung wird die Allgemeinverfügung aufgehoben. Die Anordnung ist gemäß § 80 
Verwaltungsgerichtsordnung sofort vollziehbar.   
 
 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser Verfügung beruht auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. S. 686) in der zur Zeit 
geltenden Fassung. Aufgrund der schnellen Verbreitung des neuartigen Coronavirus 
SARS-CoV-2 und COVID-19 überwiegt das Interesse der zu schützenden Personen an 
der Wirksamkeit dieser Allgemeinverfügung hier deutlich das Interesse eines möglichen 
Klägers an der vorläufigen Nichtvollziehbarkeit. Daher ist die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung im überwiegenden Interesse der Allgemeinheit geboten. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgebe Klage 
beim Verwaltungsgericht Stade in 21682 Stade, Am Sande 4a erhoben werden.  
 
 
 
Geestland, 12. März 2020  
 
 
 
 
Thorsten Krüger  
Bürgermeister 
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COVID-19 

 Allgemeine Prinzipien der Risikoeinschätzung und 
 Handlungsempfehlung für Großveranstaltungen   

28.02.2020 

Massenveranstaltungen können dazu beitragen, das Virus schneller zu verbreiten. Daher kann je 

nach Einzelfall das Absagen, Verschieben oder die Umorganisation von Massenveranstaltungen ge-

rechtfertigt sein, um der vorrangigen Gesundheitssicherheit der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 

Übertragungswege SARS-CoV-2 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg  von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Nie-

sen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Über-

tragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. Auch Übertragungen durch Schmierinfektionen sind 

beschrieben, betreffen allerdings nur einen kleinen Teil der Fälle. Übertragungen kommen im priva-

ten und beruflichen Umfeld, aber auch bei größeren Veranstaltungen vor. Größere Ausbrüche wur-

den in Zusammenhang mit Konferenzen (Singapur), Reisegruppen, Gottesdiensten (Südkorea) oder 

auch Karnevalsveranstaltungen (Deutschland) beschrieben. Auf Messen, Kongressen oder  größeren 

Veranstaltungen kann es unter ungünstigen Bedingungen zu einer Übertragung auf viele Personen 

kommen.  

Die Risiken sind nicht bei allen Veranstaltungen gleich groß, daher sollten die jeweils Verantwort-

lichen in einem vorstrukturierten Risikomanagementprozess eine sorgfältige Abwägung der konkre-

ten Maßnahmen treffen. Hierbei können die folgenden Kriterien mit einbezogen werden: 

Faktoren, die Übertragungen SARS-CoV-2 begünstigen 

Das Risiko von großen und oder schwer verlaufenden COVID-19 Ausbrüchen nach einer Übertragung 

von SARS-CoV-2 bei einer Veranstaltung hängt von der Zusammensetzung der Teilnehmer, Art und 

Typ der Veranstaltung sowie Möglichkeiten der Kontrolle im Falle eines Ausbruches zusammen.  

Ein höheres Risiko kann basierend auf folgenden Kriterien angenommen werden bei:  

(1) Eher risikogeneigter Zusammensetzung der Teilnehmer 

• Kommt eine größere Anzahl von Menschen zusammen, hohe Dichte? 

• Nehmen Menschen aus Regionen mit gehäuftem Auftreten von COVID-19-Fällen teil? 

• Nehmen Menschen aus anderen bekannten Risikogebieten teil? 

• Nehmen Menschen mit akuten respiratorischen Symptomen teil? 

• Nehmen ältere Menschen bzw. Menschen mit Grunderkrankungen teil? 
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(2) Eher risikogeneigter Art der Veranstaltung 

• Hohe Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten? 

• Enge Interaktion zwischen den Teilnehmenden (z.B. Tanzen)? 

• Lange Dauer der Veranstaltungen? 

• Keine zentrale Registrierung der Teilnehmenden 

(3) Eher risikogeneigter Ort der Veranstaltung und Durchführung 

• Sind bereits Infektionen in der Region der Veranstaltung aufgetreten? 

• Gegebenheiten der Örtlichkeit: Indoor-Veranstaltungen, begrenzte Räumlichkeiten,  

schlechte Belüftung der Räume ? 

• Begrenzte Möglichkeiten/Angebote zur ausreichenden Händehygiene  

• Bereitschaft des Veranstalters zur Kooperation und Umsetzung von Maßnahmen. 

Hinweise zur operativen Umsetzung 

 

Eine enge Abstimmung zwischen Veranstaltern und Gesundheitsbehörden vorort ist nötig in der Pla-

nungsphase, Phase der Durchführung der Veranstaltung und Phase nach der Veranstaltung, u.a. mit 

Teilen der Erreichbarkeitsdaten (24/7) und Etablierung von Kommunikationskanälen. 

Mögliche Maßnahmen 

Die Zuständigkeit zur Veranlassung von Maßnahmen für Veranstaltungen obliegt den Veranstaltern 

sowie den lokalen Behörden vor Ort. Grundsätzlich ist möglich, die Veranstaltung durchzuführen, 

unter Auflagen zu erlauben, das Format anzupassen, aber auch die Verschiebung oder Streichung der 

Veranstaltung sind möglich.  

Folgende Maßnahmen könnten getroffen werden, um das Risiko einer Übertragung und großer 

bzw. schwerer Folgeausbrüche zu verringern:  

• Eine dem Infektionsrisiko angemessene Belüftung des Veranstaltungsortes 

• Aktive Information der Teilnehmer und Teilnehmerinnen über allgemeine Maßnahmen des 

Infektionsschutzes wie Händehygiene, Abstand halten oder Husten- und Schnupfenhygiene 

• Teilnehmerzahl begrenzen bzw. reduzieren 

• Ausschluss von Personen mit akuten respiratorischen Symptomen 

• Eingangsscreening auf Risikoexposition und/oder Symptome 

• Auf enge Interaktion der Teilnehmenden verzichten 

• Veranstaltung verschieben oder je nach weiterer Entwicklung absagen. 

Auf  Messen, Kongressen oder  größeren Veranstaltungen ist Möglichkeit der Rückverfolgbarkeit von 

Kontaktpersonen extrem schwierig und es kann unter ungünstigen Bedingungen zu einer Über-

tragung auf viele Personen kommen. In die Abwägung sollte daher mit einbezogen werden, ob 

Schwierigkeit der schnellen Kontaktpersonenermittlung im Falle eines Ausbruchs zu erwarten sind.  

 

 


